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Sehr geehrte Mandanten,

immer wieder hört man kritische Stimmen, die fragen, ob die vorweg-

genommene Erbfolge von Immobilien unter Vorbehaltsnießbrauch

überhaupt angegangen werden soll. Wir meinen: ja!

Betrachten wir mal die Folgen: Zunächst einmal kann der Kapital-

wert des Nießbrauches abgezogen werden. Im Ergebnis wird damit die

Schenkungsteuer gemindert oder im besten Fall sogar komplett ver-

hindert. Dass es beim Ableben des Schenkers innerhalb einer bestimm-

ten Frist nach der Schenkung zu einer gewissen Nachversteuerung

kommen kann, ändert an dem grundsätzlichen Vorteil nichts, er wird

lediglich etwas geschmälert.

Zudem ist zu bedenken, dass der Nießbrauch mit dem Tod des Schen-

kers steuerneutral wegfällt, obwohl er zuvor die Schenkungsteuer

gemindert hat. Während des Nießbrauchs kann der Schenker mit den

zurückbehaltenen Mieten hingegen weiterhin seinen Lebensunterhalt

bestreiten. In Sachen Vermietung und Verpachtung ändert sich spür-

bar nichts. Da ein Immobiliendarlehen regelmäßig beim Schenker ver-

bleibt, können die Schuldzinsen auch weiterhin abgezogen werden.

Darüber hinaus gibt es auch keinerlei Begrenzung der Werbungskosten,

insbesondere kann auch die Abschreibung weiterhin geltend gemacht

werden. Was will man mehr?

Selbstverständlich kann es immer individuelle Gründe geben, warum

eine Immobilienübertragung gegen Vorbehaltsnießbrauch nicht der

beste Weg ist - in einer Vielzahl der Fälle ist sie es jedoch. Daher das

Fazit: Bloß nicht zu lange mit der Planung der vorweggenommenen

Erbfolge warten.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.07.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.07. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juli 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juli 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.07.2018.

Behinderten-Pauschbetrag: Bei Einzelveranlagung 
von Ehegatten auf Antrag hälftig abziehbar

Nach § 26a Absatz 2 Satz 2 Einkommensteuergesetz (EStG) ist auf 

übereinstimmenden Antrag der Ehegatten der grundsätzlich einem 

Ehegatten zustehende Behinderten-Pauschbetrag (vgl. § 33b Absatz 1 

bis 3 EStG) bei der Einzelveranlagung der Ehegatten jeweils zur Hälfte 

abzuziehen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Der Kläger ist verheiratet und wurde 2014 antragsgemäß einzelveran-

lagt. Übereinstimmend mit seiner Ehefrau beantragte er in seiner Ein-

kommensteuerklärung für 2014, die Sonderausgaben, außergewöhn-

lichen Belastungen sowie die Steuerermäßigung für haushaltsnahe 

Beschäftigungsverhältnisse, Dienstleistungen und Handwerkerleistun-

gen gemäß § 26a Absatz 2 Satz 2 EStG in der im Streitjahr geltenden 

Fassung jeweils zur Hälfte aufzuteilen. Das beklagte Finanzamt ver-

sagte in dem den Kläger betreffenden Einkommensteuerbescheid für 

2014 den hälftigen Abzug des Behinderten-Pauschbetrags der Ehefrau 

des Klägers.

Das Finanzgericht (FG) gab der dagegen erhobenen Klage statt und 

setzte die Einkommensteuer des Klägers unter Berücksichtigung des 

hälftigen Behinderten-Pauschbetrags der Ehefrau fest. Die hiergegen 

gerichtete Revision hatte keinen Erfolg. Das FG habe zutreffend ent-

schieden, dass der im Streitjahr der Ehefrau des Klägers zustehende 

Behinderten-Pauschbetrag (vgl. § 33b Absätze 1 bis 3 EStG) aufgrund 

eines übereinstimmenden Antrags der Ehegatten gemäß § 26a Absatz 

2 Satz 2 EStG beim Kläger im Rahmen seiner Einzelveranlagung zur 

Hälfte abzuziehen war, so der BFH.

Gemäß § 26a Absatz 2 Sätze 1 und 2 EStG werden Sonderausgaben, 

außergewöhnliche Belastungen und die Steuerermäßigung nach § 35a 

EStG demjenigen Ehegatten zugerechnet, der die Aufwendungen wirt-

schaftlich getragen hat. Auf übereinstimmenden Antrag der Ehegatten 

werden sie jeweils zur Hälfte abgezogen.

Die vom Behinderten-Pauschbetrag erfassten Aufwendungen seien 

als außergewöhnliche Belastungen im Sinne des § 26a Absatz 2 Satz 1 

EStG anzusehen. § 33b Absatz 1 bis 3 EStG enthalte keine gegenüber § 

26a Absatz 2 Satz 2 EStG spezielle Aufteilungsregelung, so der BFH. Be-

reits aus dem Wortlaut „außergewöhnliche Belastungen“ folge – auch 

ohne einen Klammerverweis auf die §§ 33 bis 33b EStG – dass § 26a 

Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 EStG (auch) solche Aufwendungen erfasst, 

die über den Behinderten-Pauschbetrag im Sinne des § 33b Absatz 1 

EStG abgedeckt werden. Der Pauschbetrag für behinderungsbedingte 

Aufwendungen im Sinne des § 33b Absatz 1 EStG könne grundsätzlich 

auch nur „anstelle“ einer Steuerermäßigung nach § 33 EStG für au-

ßergewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden. Denn Sinn und 

Zweck der Pauschbetragsregelung sei es gerade, typisierend zu unter-

stellen, dass bestimmten Gruppen von behinderten Menschen gewisse 

außergewöhnliche Belastungen erwachsen.

Gegen diese Auslegung sprächen auch nicht der systematische Zu-

sammenhang zwischen § 26a Absatz 2 Satz 2 EStG und § 26a Absatz 

2 Satz 1 Halbsatz 2 EStG sowie der in letzterer Vorschrift zum Aus-

druck gekommene Grundsatz der Individualbesteuerung. Denn soweit 

§ 26a Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 EStG außergewöhnliche Belastungen 

demjenigen Ehegatten zurechne, „der die Aufwendungen wirtschaft-

lich getragen hat“, sei dies typisierend derjenige Ehegatte, dem der 

Behinderten-Pauschbetrag nach § 33b Absatz 1 bis 3 EStG zusteht. § 

26a Absatz 2 Satz 2 EStG regele hingegen gerade eine Ausnahme von 

dem Grundsatz der Individualbesteuerung. Die in dieser Ausnahme 

zum Ausdruck gekommene Wertung des Gesetzgebers, dem Selbst-
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bestimmungsrecht der Ehegatten auch bei der Zuordnung bestimm-

ter Aufwendungen in beschränktem Umfang Geltung zu verschaffen, 

rechtfertige auch eine abweichende Zuordnung des Pauschbetrags.

Auch § 33b Absatz 1 bis 3 EStG enthalte keine gegenüber § 26a Ab-

satz 2 Satz 2 EStG spezielle Regelung für die hälftige Aufteilung des ei-

nem Ehegatten zustehenden Behinderten-Pauschbetrags im Rahmen 

der Einzelveranlagung von Ehegatten, bekräftigt der BFH. Dieses Ver-

ständnis entspreche seiner bisherigen Rechtsprechung zu § 26a Absatz 

2 Satz 1 EStG in der bis Ende 2011 geltenden Fassung.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.12.2017, III R 2/17

Klageerhebung: Beim Finanzgericht nicht mit  
einfacher E-Mail

Eine Klage kann nicht wirksam mit einer einfachen E-Mail erhoben 

werden. Das gilt auch dann, wenn der E-Mail eine unterschriebene 

Klageschrift als Anhang beigefügt ist, wie das Finanzgericht (FG) Köln 

klarstellt.

Der Kläger hatte beim FG Köln per E-Mail ohne Verwendung einer qua-

lifizierten elektronischen Signatur Klage erhoben. Der E-Mail war im 

Anhang eine pdf-Datei beigefügt, die eine mit einer eingescannten Un-

terschrift des Klägers versehene Klageschrift enthielt. Im FG wurde die 

E-Mail nebst Anhang ausgedruckt und in den Geschäftsgang gegeben.

Das FG Köln hat die Klage mangels Formwirksamkeit als unzulässig 

abgewiesen. Die Anforderungen an eine „schriftliche“ Klageerhebung 

seien nicht erfüllt, wenn dem Gericht lediglich der Ausdruck einer Kla-

geschrift vorliege, die als pdf-Anhang mit einer einfachen elektroni-

schen Nachricht (E-Mail) übermittelt worden sei. Für elektronische 

Dokumente sei die Verwendung einer qualifizierten elektronischen 

Signatur gesetzlich vorgeschrieben. Zudem dürfe die Zulässigkeit einer 

Klageerhebung nicht davon abhängig gemacht werden, ob der E-Mail-

Anhang bei Gericht ausgedruckt werde oder nicht.

Der Kläger hat gegen das Urteil Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, 

die unter dem Aktenzeichen VI B 14/18 beim Bundesfinanzhof geführt 

wird.

FG Köln, Urteil vom 25.01.2018, 10 K 2732/17, nicht rechtskräftig

Stiftung von Todes wegen: Erst ab Erstellung  
der Satzung gemeinnützig

Das Finanzgericht (FG) Münster hat entschieden, dass eine Stiftung 

von Todes nicht bereits ab dem Todeszeitpunkt des Stifters, sondern 

erst ab der Erstellung der Satzung als gemeinnützig anzuerkennen ist.

Die Klägerin ist eine Stiftung, deren Stifter in seinem Testament ver-

fügt hatte, dass sein gesamtes Vermögen einer Stiftung für „ältere 

durch nicht selbst verschuldete Armut bedrückte deutsche Mitbürger“ 

zugutekommen sollte. Nach dem Tod des Stifters im November 2004 

wurde ein Nachlasspfleger bestellt. Anfang 2007 wurde die Satzung 

erstellt und die Klägerin als rechtsfähig anerkannt. In den Streitjahren 

2005 und 2006 erzielte das Stiftungsvermögen unter anderem Ver-

mietungseinnahmen und Zinserträge. Das Finanzamt unterwarf die 

Einkünfte der Körperschaftsteuer, da die Klägerin aufgrund nicht ord-

nungsgemäßer Buchführung nicht als gemeinnützig anerkannt werden 

könne. Die Klägerin war demgegenüber der Auffassung, dass sie erst 

ab der Anerkennung ihrer Rechtsfähigkeit als Stiftung steuerpflichtig 

sein könne.

Der FG Münster wies die Klage ab. Die Körperschaftsteuerpflicht der 

Klägerin beginne bereits mit dem Tod des Stifters. Zivilrechtlich sei ihr 

bereits ab diesem Zeitpunkt rückwirkend das Stiftungsvermögen ge-

mäß § 84 Bürgerliches Gesetzbuch zuzuordnen. Diese Fiktion sei auch 

für das Steuerrecht maßgeblich. Die Klägerin sei in den Streitjahren 

nicht als gemeinnützig anzuerkennen. Nach dem Stiftungszweck solle 

sie zwar mildtätige Zwecke verfolgen. Hierfür bedürfe es jedoch einer 

Satzung, die den steuerbegünstigten Zweck der Körperschaft festlegt. 

Eine solche Satzung habe vor 2007 jedoch nicht existiert. Ob diese 

Satzung ab 2007 die Voraussetzungen für eine Gemeinnützigkeit der 

Klägerin erfülle, könne dahinstehen, weil insoweit eine steuerliche 

Rückwirkung nicht in Betracht komme.

Die vom FG zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem 

Aktenzeichen V R 50/17 anhängig.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 13.10.2017, 13 K 641/14 K
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Finanztransaktionssteuer: Kleinanleger  
sollen geschont werden

Im Zusammenhang mit der geplanten Einführung einer Finanztrans-

aktionssteuer will die Bundesregierung negative Auswirkungen auf 

Kleinanleger, auf die Realwirtschaft sowie auf Instrumente der Alters-

versorgung vermeiden. 

Auch Verlagerungen im Finanzsektor sollen vermieden werden, heißt 

es in der Antwort der Bundesregierung (19/2141) auf eine Kleine Anfra-

ge der FDP-Fraktion (19/1911). 

Nach Angaben der Regierung werden die Verhandlungen über die Ein-

führung der Steuer im EU-Finanzministerrat ECOFIN geführt sowie in 

der zuständigen Ratsarbeitsgruppe „Indirekte Steuern“ und der hoch-

rangigen Ratsarbeitsgruppe (Steuern) vorbereitet. Die amtierende 

bulgarische EU-Ratspräsidentschaft habe bisher keine Sitzungen der 

Ratsarbeitsgruppe „Indirekte Steuern“ festgelegt. Auch gebe es keine 

Einladung für ein Treffen der teilnehmenden Staaten auf Ministerebe-

ne. Eine Expertengruppe habe getagt, Zwischenergebnisse seien bei 

dem Treffen nicht festgehalten worden. 

Bundestag, hib-Meldung 331/2018 vom 24.05.2018

Wertpapierregelungen: Änderung geplant

Die Bundesregierung will eine Reihe von Wertpapierregelungen än-

dern. Sie hat dazu den Entwurf eines Gesetzes zur Ausübung von Opti-

onen der EU-Prospektverordnung und zur Anpassung weiterer Finanz-

marktgesetze (BT-Drs. 19/2435) vorgelegt.

So soll nicht für alle öffentlichen Angebote von Wertpapieren ein Pros-

pekt vorgelegt werden müssen. Bei öffentlichen Angeboten mit einem 

Gesamtgegenwert von 100.000 Euro, aber weniger als acht Millionen 

Euro, soll statt eines Prospekts ein dreiseitiges Wertpapier-Informati-

onsblatt vorgelegt werden müssen. Dieses soll potenziellen Anlegern 

als Informationsquelle für ihre Anlageentscheidung dienen und den 

Vergleich von verschiedenen Angeboten erleichtern, heißt es in der Be-

gründung des Gesetzentwurfs, in der genau beschrieben wird, wie die 

Wertpapier-Informationsblätter auszusehen haben. So soll „auf drei 

DIN-A-4-Seiten eine kurze, für den durchschnittlichen Anleger allge-

meinverständliche Information über die wesentlichen Merkmale und 

Risiken der Wertpapiere, des Anbieters, des Emittenten und etwaiger 

Garantiegeber sowie die Kosten der Wertpapiere erfolgen.

Das Wertpapier-Informationsblatt soll von der Bundesanstalt für Fi-

nanzdienstleistungsaufsicht überprüft und seine Veröffentlichung von 

ihr gestattet werden. In den Fällen, in denen kein Prospekt veröffent-

licht werden muss, sollen außerdem Einzelanlageschwellen zu beach-

ten sein, die für nicht qualifizierte Anleger gelten. „Sofern von einem 

nicht qualifizierten Anleger ein Betrag von über 1.000 Euro investiert 

werden soll, ist dies nur dann zulässig, wenn der nicht qualifizierte 

Anleger entweder über ein frei verfügbares Vermögen in Form von 

Bankguthaben und Finanzinstrumente von mindestens 100.000 Euro 

verfügt oder er maximal den zweifachen Betrag seines durchschnittli-

chen monatlichen Nettoeinkommens investiert. In jedem Fall ist die 

Einzelanlage auf 10.000 Euro begrenzt“, heißt es in der Begründung.

Wertpapierprospekte sollen künftig in englischer Sprache erstellt 

werden können. Damit will die Bundesregierung der fortschreitenden 

Internationalisierung der Kapitalmärkte und dem Ziel der Schaffung 

eines Binnenmarktes für Wertpapiere auf europäischer Ebene unter 

Berücksichtigung des Anlegerschutzes und der Markteffizienz Rech-

nung tragen. Die Möglichkeit, den Prospekt in englischer Sprache er-

stellen zu können, soll es inländischen Emittenten erleichtern, einen 

internationalen Anlegerkreis anzusprechen, umgekehrt soll Drittstaa-

tenemittenten der Zugang zum Finanzstandort Deutschland erleich-

tert werden. 

Deutscher Bundestag, PM vom 04.06.2018

Legen eines Hauswasseranschlusses durch  
Bauunternehmen: Ermäßigter Umsatzsteuersatz gilt

Das Legen eines Hauswasseranschlusses ist auch dann als „Lieferung 

von Wasser“ im Sinne des § 12 Absatz 2 Nr. 1 Umsatzsteuergesetz 

(UStG) in Verbindung mit Nr. 34 der Anlage 2 zum UStG anzusehen, 

wenn diese Leistung nicht von dem Wasserversorgungsunternehmen 

erbracht wird, das das Wasser liefert. Dies stellt der Bundesfinanzhof 

(BFH) klar.

Geklagt hatte eine GmbH, die Tiefbauarbeiten ausführt und unter 

anderem Trinkwasseranschlüsse als Verbindungen vom öffentlichen 

Trinkwassernetz zum jeweiligen Gebäudebereich errichtet. Für die 
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Herstellung entsprechender Anschlüsse erteilte die Klägerin den 

Grundstückseigentümern beziehungsweise Bauherren Rechnungen 

unter Ausweis von Umsatzsteuer in Höhe von sieben Prozent, weil sie 

davon ausging, es handele sich bei diesen Leistungen um „Lieferungen 

von Wasser“ im Sinne des § 12 Absatz 2 Nr. 1 UStG in Verbindung mit 

Nr. 34 der Anlage 2 zum UStG.

Das beklagte Finanzamt stimmt dem nicht zu. Es handele sich um dem 

Regelsteuersatz unterliegende Leistungen, da es sich bei der Klägerin 

um ein Bauunternehmen handele. Für die Anwendung des ermäßigten 

Steuersatzes müsse die Erstellung des Hauswasseranschlusses und die 

Wasserbereitstellung durch ein und denselben Unternehmer erfolgen. 

Hieran fehle es vorliegend.

Die dagegen gerichtete Klage war in erster und zweiter Instanz er-

folgreich. Die Leistungen der Klägerin unterlägen dem ermäßigten 

Steuersatz, so der BFH. Der in § 12 Absatz 2 Nr. 1 UStG verwende-

te Begriff „Lieferungen von Wasser“ umfasse auch das Legen eines 

Hausanschlusses, das in der Verlegung einer Leitung besteht, die die 

Verbindung des Wasserverteilungsnetzes mit der Wasseranlage eines 

Grundstücks ermöglicht. Denn der Hausanschluss sei für die Wasser-

versorgung der Allgemeinheit unentbehrlich, weil ohne ihn dem Ei-

gentümer oder Bewohner des Grundstücks kein Wasser bereitgestellt 

werden könnte.

Die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes scheide nicht deshalb 

aus, weil die Klägerin kein Wasserversorgungsunternehmen ist. Soweit 

das Finanzamt seine abweichende Ansicht darauf stütze, dass die Fi-

nanzverwaltung nach wie vor anderer Auffassung als die Rechtspre-

chung sei, reiche eine derartige Verwaltungsanweisung zur Einschrän-

kung des Anwendungsbereichs der Steuerermäßigung nicht aus.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 07.02.2018, XI R 17/17

Einkommensteuerfestsetzung trotz Bestandskraft 
aufgrund nachgereichter denkmalbehördlicher  
Bescheinigung noch änderbar

Bestandskräftige Einkommensteuerfestsetzungen können noch zu-

gunsten der Steuerbürger geändert werden, wenn sie eine Bescheini-

gung der Denkmalschutzbehörde nachreichen. Verzögerungen bei der 

Denkmalbehörde dürften nicht zulasten der Steuerpflichtigen gehen, 

so das Finanzgericht (FG) Köln.

Die Kläger sind Eigentümer eines denkmalgeschützten Hauses, das sie 

selbst bewohnen. In den Jahren 2008 bis 2010 hatten sie Erhaltungs-

aufwand von insgesamt 29.000 Euro. Diese Kosten machten sie beim 

Finanzamt erst als Sonderausgaben für Baudenkmäler (§ 10f Einkom-

mensteuergesetz) steuermindernd geltend, nachdem sie in 2014 eine 

entsprechende Denkmalbescheinigung vom Amt für Denkmalschutz 

erhalten hatten.

Das beklagte Finanzamt lehnte eine Änderung der bisherigen Steuer-

festsetzungen ab, weil diese Veranlagungen endgültig durchgeführt 

und nach steuerrechtlichen Vorschriften nicht mehr änderbar seien. 

Insbesondere stelle die Bescheinigung der Denkmalbehörde keinen 

vollständigen Grundlagenbescheid dar, weil sie nur einige, aber nicht 

alle verbindlichen Regelungen zum Erhalt der Begünstigung enthalte.

Dies sah das FG anders und gab der Klage statt. Die Bescheinigung der 

Denkmalbehörde stelle einen Grundlagenbescheid dar, auch wenn sie 

nicht sämtliche Voraussetzungen der Steuerbegünstigung verbindlich 

regele. Deshalb sei das Finanzamt nach § 175 Absatz 1 Nr. 1 Abgaben-

ordnung nachträglich zur Änderung der Einkommensteuerbescheide 

verpflichtet. Hierfür spreche auch, dass Steuerpflichtige sonst um die 

Steuerbegünstigung für Baudenkmäler gebracht würden. Dass die Ver-

fahren bei den Denkmalbehörden erfahrungsgemäß lange Zeit in An-

spruch nehmen, dürfe nicht zulasten der Steuerbürger gehen.

Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 26.04.2018, 6 K 726/16
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Arbeitnehmer

Spekulationsteuer bei Verkauf selbstgenutzten  
Eigenheims: Nicht auf häusliches Arbeitszimmer

Der Gewinn aus dem Verkauf selbstgenutzten Wohneigentums ist 

auch dann in vollem Umfang steuerfrei, wenn zuvor Werbungskosten 

für ein häusliches Arbeitszimmer abgesetzt wurden. Dies hat das Fi-

nanzgericht (FG) Köln entschieden.

Die Kläger hatten innerhalb der zehnjährigen Spekulationsfrist ihre 

selbst bewohnte Eigentumswohnung veräußert. In den Vorjahren 

hatten sie den Abzug von Werbungskosten für ein häusliches Arbeits-

zimmer in Höhe von 1.250 Euro erfolgreich geltend gemacht. Das 

Finanzamt unterwarf den auf das Arbeitszimmer entfallenden Veräu-

ßerungsgewinn von 35.575 Euro der Besteuerung, da insoweit keine 

steuerfreie eigene Wohnnutzung im Sinne von § 23 Absatz 1 Nr. 1 Satz 

3 des Einkommensteuergesetz (EStG) vorliege.

Das FG Köln folgte dem nicht. Es vertritt die Ansicht, dass ein häusli-

ches Arbeitszimmer nicht zu einer anteiligen Besteuerung des Veräu-

ßerungsgewinns führt. Das Arbeitszimmer sei nämlich in den privaten 

Wohnbereich integriert und stelle kein selbstständiges Wirtschaftsgut 

dar. Eine Besteuerung stünde auch im Wertungswiderspruch zum ge-

nerellen Abzugsverbot von Kosten für häusliche Arbeitszimmer in § 4 

Absatz 5 Nr. 6b Satz 1 EStG.

Das beklagte Finanzamt hat die zugelassene Revision eingelegt, die 

beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen IX R 11/18 geführt 

wird.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 20.03.2018, 8 K 1160/15, nicht rechts-

kräftig

Führen der Berufsbezeichnung „Ingenieur“ in Nord-
rhein-Westfalen auch ohne Bachelorstudium möglich

Die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ darf in Nordrhein-Westfalen neben 

weiteren Voraussetzungen auch führen, wer ein zweijähriges weiter-

bildendes technisches oder naturwissenschaftliches Masterstudium 

an einer deutschen Hochschule mit der Masterprüfung bestanden und 

insgesamt mindestens drei Studienjahre erfolgreich in einer techni-

schen oder naturwissenschaftlichen Fachrichtung an einer deutschen 

Hochschule studiert hat. Ob zuvor ein Bachelorstudium absolviert 

worden ist, ist dann unerheblich. Dies hat das Oberverwaltungsgericht 

(OVG) Nordrhein-Westfalen in einer Grundsatzentscheidung geklärt.

In den gegen die Ingenieurkammer-Bau NRW gerichteten Verfahren 

geklagt hatten ein Feuerwehrmann (4 A 480/14) und ein langjähriger 

Beschäftigter bei einem Bauunternehmen (4 A 542/15). Beide waren 

ohne vorheriges Bachelorstudium aufgrund ihrer Berufserfahrung zu 

weiterbildenden technischen Masterstudiengängen an der Fachhoch-

schule Kaiserslautern zugelassen worden. Dies setzte in den gewählten 

Studiengängen bei Studienbewerbern ohne Bachelorabschluss voraus, 

dass die Hochschule die Gleichwertigkeit der anderweitig erworbenen 

Kenntnisse und Fähigkeiten mit denen eines grundständigen Studiums 

feststellte. Nach zweijähriger Studiendauer und erfolgreichem Mas-

terabschluss verweigerte die Ingenieurkammer-Bau NRW den Klägern 

die Aufnahme in ihr Mitgliederverzeichnis als freiwillige Mitglieder, 

weil sie kein einheitliches technisches Grundstudium mit einem Min-

destanteil an ingenieurspezifischen Inhalten und einer Mindestdauer 

von drei Jahren absolviert hätten.

Das OVG hat klargestellt, dass sich derartige Erfordernisse dem gelten-

den Landesrecht nicht entnehmen ließen. Erforderlich sei danach (nur) 

das Studium einer technischen oder naturwissenschaftlichen Fachrich-

tung an einer deutschen Hochschule mit der Dauer von mindestens 

drei Studienjahren. Bei Änderung des Ingenieurgesetzes im Jahr 2013 

habe der Gesetzgeber inländische Studienbewerber gegenüber EU-

Ausländern nicht benachteiligen wollen. Deshalb müsse auch deut-

schen Absolventen entsprechend der seinerzeit maßgeblichen Fassung 

der Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG die Möglichkeit eröff-

net werden, bei Vorliegen eines berufsqualifizierenden Abschlusses 

nach einer kürzeren Studiendauer die fehlende Studienzeit in einem 

gesonderten technischen Studiengang abzuleisten. Dies sei beim Klä-

ger im Verfahren 4 A 542/15 bereits erfolgt, weil er ein weiteres ein-

jähriges technisches Weiterbildungsstudium an der Fachhochschule 

Köln absolviert habe. Beim Kläger im Verfahren 4 A 480/14 habe es 

an einem entsprechenden zusätzlichen technischen Studium gefehlt.

Das OVG hat die Revision nicht zugelassen. Dagegen ist Beschwerde 

möglich, über die das Bundesverwaltungsgericht entscheidet.

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen, Entscheidung vom 

05.03.2018, 4 A 542/15 und 4 A 480/14
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Betriebsrente wegen Erwerbsminderung auf Antrag 
rückwirkend zu gewähren

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Düsseldorf hat entschieden, dass eine 

Betriebsrente wegen Erwerbsminderung rückwirkend zu gewähren 

ist. Eine entgegenstehende Bestimmung in den Allgemeinen Versi-

cherungsbedingen (AVB) einer Pensionskasse, die eine Antragstellung 

unter Vorlage von Nachweisen verlangt und zugleich die Betriebsrente 

erst ab dem Monat der Antragstellung gewährt, sei unwirksam.

Der am 21.11.1957 geborene Kläger war vom 02.03.1973 bis zum 

30.09.2005 bei einer Firma, der Beklagten zu 2, beschäftigt. Mit seinem 

Ausscheiden hatte er eine Anwartschaft auf Betriebsrente gegenüber 

der Pensionskasse der Beklagten zu 2 und gegenüber der Beklagten zu 

2 selbst erworben. Auf seinen Antrag und nachfolgenden Widerspruch 

bewilligte die Deutsche Rentenversicherung ihm mit Bescheid vom 

03.11.2015 rückwirkend zum 01.02.2013 eine gesetzliche Rente wegen 

teilweiser Erwerbsminderung. Am 23.11.2015 beantragte der Kläger bei 

der Pensionskasse und der Firma Betriebsrente. Diese wurden ihm ab 

dem 01.11.2015 mit 540,80 Euro brutto monatlich (Pensionskassen-

rente) und 119,32 Euro brutto monatlich (Firmenleistung) bewilligt. 

Eine rückwirkende Leistung lehnten die Beklagten ab.

Auf seine Klage hin hat das LAG Düsseldorf dem Kläger rückwirkend für 

die Zeit vom 01.02.2013 bis zum 31.10.2015 insgesamt 21.783,96 Euro 

brutto an Betriebsrente (33 x 540,80 + 33 x 119,32) zugesprochen. 

Grundsätzlich sei es zwar zulässig, bei vorzeitig ausgeschiedenen Mit-

arbeitern für die Gewährung der Betriebsrente ein Antragserfordernis 

vorzusehen. Die Regelungen in § 5 Nrn. 3 und 4 Satz 2 zweiter Spiegel-

strich AVB, wonach bei der Antragstellung Nachweise vorzulegen sind 

und zugleich die Betriebsrente erst ab dem Monat der Antragstellung 

gezahlt werde, benachteiligen die Arbeitnehmer indes unangemessen 

(§ 307 Absatz 1 Satz 1 Bürgerliches Gesetzbuch – BGB).

Die Formulierung des § 5 Nr. 3 AVB als Mussvorschrift schließe eine 

Antragstellung ohne Nachweise aus. Dies sei unangemessen. So be-

stehe selbst dann kein Anspruch auf Betriebsrente wegen Erwerbs-

minderung, wenn der Rentenversicherungsträger und/oder ein Amts- 

beziehungsweise Werksarzt zunächst zu Unrecht das Vorliegen einer 

Erwerbsminderung verneint hätten. Der Beginn der Bezugsberechti-

gung werde damit davon abhängig gemacht, wie zügig und sorgfältig 

ein Sachbearbeiter bei der Rentenversicherung beziehungsweise ein 

Amts- oder Werksarzt im konkreten Fall arbeitet.

Diesem Nachteil stünden keine schützenswerten Interessen der Pensi-

onskasse entgegen. Zwar habe diese ein berechtigtes Interesse daran, 

nur bei nachgewiesener Erwerbsminderung Leistungen zu erbringen. 

Ausreichend sei es aber, ein Antragserfordernis vorzusehen, ohne dies 

zugleich mit der Vorlage von Nachweisen zu verbinden. Ab dem Zeit-

punkt des einfachen Antrags könnten Rückstellungen für ungewisse 

Verbindlichkeiten gebildet werden. Aufgrund der unangemessenen 

Benachteiligung im Sinne des § 307 Absatz 1 Satz 1 BGB seien § 5 Nrn. 

3 und 4 Satz 2 zweiter Spiegelstrich AVB – jedenfalls bezogen auf die 

Erwerbsminderungsrente – unwirksam. Der Kläger konnte laut LAG 

die Betriebsrente rückwirkend verlangen. Für die Firmenleistung habe 

nichts anderes gegolten.

Das LAG hat die Revision zugelassen.

Landesarbeitsgericht Düsseldorf, Urteil vom 22.12.2017, 6 Sa 983/16

Notwendigkeit von Nebenjobs rechtfertigt allein 
nicht Erlass von Landzeitstudiengebühren

Eine Langzeit-Studentin kann zu Studiengebühren herangezogen wer-

den. Eine wirtschaftliche Notlage allein führt nicht zum Erlass der 

Gebühren. Dies hat das Verwaltungsgericht (VG) Halle zulasten einer 

Studentin entschieden, die sich an einem Vollzeitstudium aufgrund 

mehrerer Nebenjobs gehindert gesehen hatte.

Die Klägerin studiert „Angewandte Medien- und Kulturwissenschaft“ 

im Masterstudiengang. Vom 01.05.2016 bis 01.11.2016 absolvierte sie 

ein Praktikum in Spanien. Zum Wintersemester 2016/17 begann sie ihr 

15. Fachsemester. Mit Bescheid vom 16.08.2016 setzte die Beklagte 

die Studiengebühren der Klägerin für das laufende Semester auf 500 

Euro fest und bestimmte, dass die Studiengebühr für jedes weitere Se-

mester gleichfalls 500 Euro betrage. Zur Begründung führte sie aus, 

beim Masterstudiengang „Angewandte Medien- und Kulturwissen-

schaft“ betrage die Gesamtregelstudienzeit fünf Jahre beziehungswei-

se zehn Semester. Diese Zeit habe die Klägerin mit einer bisherigen 

Studienzeit von 14 Semestern überschritten.

Ihre hiergegen erhobene Klage begründete die Klägerin damit, dass sie 

Unterhalt und Studium selbst finanzieren müsse. Zeitweise habe sie 
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drei Nebenjobs gehabt, sodass ein Vollzeitstudium nicht möglich ge-

wesen sei. Nebenher habe sie sich zudem ehrenamtlich in verschiede-

nen Einrichtungen engagiert. Lediglich zu Beginn des Masterstudiums 

habe sie ein Stipendium erhalten. Das Stipendium für den Auslands-

aufenthalt habe nicht einmal die Miete und die Krankenversicherung 

abgedeckt.

Das VG Halle hat die Klage abgewiesen. Die Langzeitstudiengebühren 

seien im Hochschulgesetz geregelt. Danach seien beim Überschreiten 

der Regelstudienzeit bei einem Studiengang, der zu einem berufsqua-

lifizierenden Hochschulabschluss führt, oder bei einem postgradualen 

Studiengang um mehr als vier Semester Studiengebühren in Höhe von 

500 Euro pro Semester zu zahlen.

Zwar könne hiervon bei einer unzumutbaren Härte abgesehen werden. 

Eine solche sei aber nur gegeben, wenn die Geltendmachung der Ge-

bühr Folgen nach sich zöge, die eine vom Gesetzgeber nicht gewollte 

und nicht bezweckte unbeabsichtigte Härte darstellten. Eine wirt-

schaftliche Notlage sei stets Voraussetzung für den Erlass der Gebühr. 

Zudem müssten weitere Umstände hinzukommen, die zu einem aty-

pisch gelagerten Einzelfall führen. Solche Umstände fehlten hier. Sie 

folgten nicht daraus, dass die Klägerin für ihren Lebensunterhalt arbei-

ten müsse. Eine unzumutbare Härte wäre allenfalls bei Vorliegen einer 

wirtschaftlichen Notlage in zeitlich unmittelbarer Nähe zum letzten 

Abschnitt der Abschlussprüfung zu bejahen. Dies sei aber bei der Klä-

gerin, der noch eine Reihe von Prüfungen fehlten, nicht der Fall. Auch 

der Auslandsaufenthalt allein begründe das Vorliegen einer unzumut-

baren Härte nicht.

Verwaltungsgericht Halle, Urteil vom 22.03.2018, 6 A 297/16 HAL

Junge Mütter müssen ihre Elternzeit nicht  
schon zu Beginn „minutiös“ festlegen

Junge Mütter, die die bis zu 3jährige Elternzeit in Anspruch nehmen 

wollen, müssen den Zeitraum dafür nicht schon zu Beginn bis ins Ein-

zelne festlegen. 

Entschließen sie sich zum Beispiel nach zwei Jahren, bei ihrem Arbeit-

geber für den Rest der Elternzeit in Teilzeit arbeiten zu wollen, so darf 

der Chef dies nicht ausnahmslos mit der Begründung verweigern, er 

habe bereits für die vollen drei Jahre zu erwartender Elternzeit eine Er-

satzkraft eingestellt. Hat die Mitarbeiterin nämlich schon zu Beginn 

der Elternzeit diese Möglichkeit mit dem Antrag angesprochen (aber 

nicht verlangt), so hätte er bei der Einstellung der weiteren Beschäf-

tigten bereits eine entsprechende Möglichkeit einer Arbeitszeitverkür-

zung mit dieser – wenn auch lose – vereinbaren können. 

ArG Köln, 11 Ca 7300/17 vom 15.03.2018

Staatsnahe Tätigkeiten können Zulassung  
als Syndikusrechtsanwalt ausschließen

Einem bei einer Universität als Dezernent für „Personal und Organisa-

tion“ angestellten Volljuristen, der in vielen Bereichen seiner täglichen 

Arbeit hoheitliches Handeln vorbereitet, kann die Zulassung als Syndi-

kusrechtsanwalt zu versagen sein. Das hat der Anwaltsgerichtshof des 

Landes Nordrhein-Westfalen entschieden.

Die klagende Rentenversicherung wendet sich gegen einen im Januar 

2017 erlassenen Bescheid der beklagten Rechtsanwaltskammer (RAK), 

mit dem diese den im Verfahren beigeladenen, bereits als Rechtsan-

walt tätigen Volljuristen die – weitere – Zulassung als Syndikusrechts-

anwalt erteilt hatte. Diese hatte der Beigeladene aufgrund eines Ar-

beitsvertrages mit einer Universität beantragt, bei der er als Dezernent 

für „Personal und Organisation“ angestellt ist.

Im Rahmen seines Arbeitsverhältnisses hat der Beigeladene arbeits-

rechtliche Fragen im Zusammenhang mit den Beschäftigten der Uni-

versität zu prüfen sowie dem Kanzler und dem Rektor arbeits- und 

vertragsrechtlichen Rechtsrat in Personalangelegenheiten zu erteilen. 

Zudem führt er selbstständig Vertragsverhandlungen mit Beschäftig-

ten und verhandelt Dienstvereinbarungen mit Personalvertretungen. 

Auch die eigenständige Vertretung der Universität in arbeitsgerichtli-

chen und verwaltungsrechtlichen Rechtsstreitigkeiten und Gerichts-

verfahren gehört zu seinem Aufgabenbereich.

Die von der Klägerin gegen den Bescheid der RAK beim Anwaltsge-

richtshof Nordrhein-Westfalen erhobene Anfechtungsklage war er-

folgreich. Die Beklagte habe den Beigeladenen zu Unrecht als Syndi-

kusrechtsanwalt zugelassen, so der Anwaltsgerichtshof. Aufgrund der 

von ihm für die Universität ausgeübten Tätigkeit könne der Beigela-

dene gemäß § 7 Nr. 8 Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) nicht als 

Rechtsanwalt und dementsprechend auch nicht als Syndikusrechts-
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anwalt tätig werden. Dass der Beigeladene bereits als Rechtsanwalt 

zugelassen sei, binde den Gerichtshof nicht. Im vorliegenden Verfahren 

sei allein über die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt zu entscheiden.

Gemäß § 7 Nr. 8 BRAO sei die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft zu 

versagen, wenn eine Tätigkeit ausgeübt werde, die mit dem Beruf des 

Rechtsanwalts, insbesondere seiner Stellung als unabhängiges Organ 

der Rechtspflege nicht vereinbar sei oder das Vertrauen der Rechts-

suchenden in seine Unabhängigkeit gefährden könne. Die Vorschrift 

sichere die Tätigkeit eines Rechtsanwalts, der seinen Beruf frei und un-

abhängig ausübe. Sie schütze auch die Rechtssuchenden, die auf eine 

unabhängige und objektive Tätigkeit eines Rechtsanwalts vertrauten.

Der Beigeladene sei als Dezernent für „Personal und Organisation“ 

für eine Universität, eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, tätig. 

Die Tätigkeit im öffentlichen Dienst schließe die Zulassung als Syndi-

kusrechtsanwalt nicht generell aus. Allerdings könne eine Dauertätig-

keit im öffentlichen Dienst die Abhängigkeit eines Rechtsanwalts von 

staatlichen Organen begründen und mit dem Grundsatz der freien Ad-

vokatur unvereinbar sein. Im Interesse einer funktionierenden Rechts-

pflege sei das Erscheinungsbild einer von staatlichen Einflüssen freien 

Advokatur zu schützen. Deshalb sei in jedem Einzelfall zu prüfen, ob die 

beruflichen Sphäre der Anwaltschaft von der des öffentlichen Dienstes 

deutlich genug getrennt sei. Die Unvereinbarkeit einer anwaltlichen 

Tätigkeit mit Tätigkeiten im öffentlichen Dienst sei dabei anzunehmen, 

wenn zumindest die Möglichkeit bestehe, dass aus Sicht des rechts-

suchenden Publikums die Unabhängigkeit des Rechtsanwalts durch 

Bindungen an den Staat beeinträchtigt sei. Die Belange der Rechts-

pflege seien auch dann gefährdet, wenn bei den Rechtssuchenden die 

Vorstellung entstehen könne, der Rechtsanwalt könne wegen seiner 

Staatsnähe mehr als andere Rechtsanwälte für sie bewirken.

Im vorliegenden Fall sei die Tätigkeit des Beigeladenen für die Universi-

tät mit einer freien Advokatur nicht zu vereinbaren. So vertrete der Bei-

geladene die Universität als Behörde gegenüber Stellen der Personal-

vertretung und gegenüber anderen Ministerien. Das sei die klassische 

Kommunikation einer Körperschaft des öffentlichen Rechts mit dem 

Land als einem anderen öffentlich-rechtlichen Rechtsträger in staat-

lichen Belangen. Ähnlich verhalte es sich mit den Aufgaben des Bei-

geladenen im Rahmen öffentlich-rechtlicher Berufungsverfahren von 

Hochschullehrern. Hier prüfe er den Ablauf eines Berufungsverfahrens 

und die Einstellungsvoraussetzungen eines öffentlich-rechtlichen 

Dienstverhältnisses. In Prozessvertretungen vor dem Verwaltungsge-

richt gehe es ebenfalls um beamtenrechtliche Fragestellungen. Zwar 

sei der Beigeladene auch mit arbeitsvertraglichen Fragen befasst. An-

gesichts des Umstandes, dass er aber in vielen Bereichen alleinverant-

wortlich unmittelbar hoheitliches Handeln vorbereite und teilweise 

als Behördenvertreter auftrete, liege eine Staatsnähe vor, die mit der 

Tätigkeit eines Syndikusrechtsanwalts nicht zu vereinbaren sei.

Anwaltsgerichtshof des Landes Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 

16.02.2018, 1 AGH 12/17, nicht rechtskräftig


